
Tiefgarage für
rlie lnnenstadt
SPD will Parkplatsmisere der Kreisstadt lösen.

Als eine der notwendigsten kommunalpolitischen Autsaben der nächsten
Zeit sieht der kommunalpolitische Aöeitslaeis des SPD€rtsveöandes zur'
sammen mit den SPD-Stadträten die Beseitigung der Parkplatzmisere im
innerstädtischen Bereich.

Daß dieses Problem insbesondere fürdie Kon-
sumenten, die Geschäftswelt an und um den
MarKolatz und alle FraKionen des Ebersber-
ger Stadtrates nicht neu ist, dürfte seit langem
bekannt sein. Seitens der CSU und auch der
UWG wurden hier immer wieder Schlagworte
und Vorstellungen unterbreitet, die sich je-
doch bislang nie haben realisieren lassen.

In Zusammenarbeit mit dem kommunalooliti-
schen Ausschuß des SPD-Ortsvereins Ebers-
berg hat nun die SPD-StadtratsfraKion einen
Vorschlag unterbreitet, der durchaus reali-
stisch und nach Lage der Dinge auch zu ver-
wirklichen ist. Sicher milssen noch einzelne
P-ails geklärt werden. Dennoch wird die SPD
k. .e Vezögerungstaktik hinnehmef.

Nach dem Abbruch des ,,Alten l\4ädchen-
schulhauses", im übrigen gegen den erbitter-
ten Widerstand der SPD, müssen die nun-
mehr geschaffenen Verhältnisse an der Pfar-
rer-Bauer-Straße betrachtet werden. Die Stadt
Ebersberg, mit gemeindeeigenen Grundstük-
ken ohnehin nicht gerade reichlich ausgestat-
tet, muß daher versuchen, städtisches Eigen-
tum möglichst optimalzu nutzen.

Gerade das Grundstückan der Pfarrer-Bauer-
Straße bietet sich für eine mehrfache und da-
mit maximale Nutzung an. Auf dem Grund-
stück (ann nämlich eine Tiefgarage für rund
40 Stellflächen enichtet werden. Sowohl die
Zutahrt, als auch das eigentliche Parken wtirde
dann ebenerdig von der Ulrichstraße aus er-
folgen. Zudem kann diese ,,Mittelgarage", wie
auch von der Uwc-Fraktion richtigerweise
festgestellt, als Zivilschutzraum Verwendung
finden. Diese Vorstellung würde dartlber
hinaus weder die geplante Kindergartener-
weiterung, noch die Anlegung eines ötfent-
lichen Kinderspielplatzes ü ber d ieser'fietgara-
ge beeinträchtigen.

ln den örtlichen Presseorganen wurde über
den fundierten und ausgewogenen Vorschlag
der SPD-Stadtratsfraktionen bereits ausführ-
lich berichtet. Hier nochmals die wichtiqsten
Daten und FaKen:

aDie geschätzten Gesamtkosten für diese
Tiefgarage belaufen sich auf rund 450.000
Mark.

a Inganz Ebersberg bestehtnochkein Selbst-
schutzraum, sodaß sich einederartige Dop-
pelnutzung geradezu anbieten wtlrde. Dies
würde auch dazu führen, daß die Gesamt-
baumaßnahme wahrscheinlich mit ca. 50
Prozent bezuschußt wird. Der Bau der Tief-
garage in Kombination als Zivilschutzraum
könnte somit verhältnismäßig billig gestaltet

'weroen.
a Nachweislich müssen keine Entlüftungsan-

lagen in den klJnftigen Kindergarten- und
Spielplatzbereich hinein angelgt werden.
Eine Gefährdung durch Abgase ist dadurch
nicht gegeben.

a Die l'iefgarage liegt in unmittelbarer T,,lähe
des Ebersberger MarKplatzes und damit in
unmittelbarer Nähe derGeschätte und wtlr-
de von den Bevölkerung, - das Gralinger
Beispiel Parkplatz hinter dem Feuerwehr-

. haus beweist es -, angenommen werden.
Die Garage hat mit Sicherheit auch positive
Auswirkungen aufden Quell- und ruhenden
Verkehr in der Stadtmitte

a Die Stadt Ebersberg hat bereits seit Jahren
diejenigen Geschäftseigentümer, die feh-
lende Stellflächen nicht erbringen konnten,
notariell veroflichtet. sich an einem Bauvor-
haben wie hier beispielsweise der Tietgara-
ge, mit einem Betrag von 3000 Mark pro
Stellf läche zu beteiligen. Derartige notarielle
Zusicherungen bestehen dezeit für 17
Stellflächen, die vor dem Ebersberger Rat-
haus noch nicht eingerechnel

aWohl nicht zu unrecht beklagen dieAnwoh-
ner des Ebersberger Nachtlokals Show-
Boot die nächtlichen Lärm belästig u ngen.
Für die Discothekenbesucherwürde mit der
Tielgarage ein Ventil gefunden, das die
Lärmbelästigung tür diese Anlieger auf ein- 
Minimumreduzieren könnte.Motorengeheul
und Autotilrenlärm würde sich in den Be-
reich der Tiefgarage verlagern.

a Die SPD verkennt nicht, daß durch den Bau
derTiefgarage einige Bäume im Bereich die-
ses Grundstücks gefällt werden müßten.
Denn gerade die EbersbergerSPD ist es, die
für die Belange des Natur- und Umwelt-
schutzes eintritt. Die SPD wird sich bei der
Errichtung des Kinderspielplatzes an der
Pfarrer-Bauerstraße für eine intensive Be-
grünung des Geländes einsetzen, um oen
Verlust zu komoensieren.
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25 Jahe Stadt Ebersberg (1954-1979)7 Ebersberg in der Zoit'vor dem 2. Weltkieg.
60 Jahre SPD-Ortsverein Ebersberg (1919-1979).

Wir arbeiten seit Generationen Iür das Wohl der Bürger von Ebersberg. Frieden, soziale
Gerechtigkeit und Demokatie sind untrennbare Werte der Sozialdemokatie.

Sozialdemokatischer Ortsyerein und Stadtratsfraktion Ebersbere.



Jugendtneffpunkt Muttercchutz

Ebersbe€; wurde
verbessert!

Vorurteile und Realität
Wer aulmerksam die beiden Lokalzeitungen
liest, weiß von den häufigen Ankündigungen
über Filme, Theater, Musikveranstaltungen
und Versammlungen, die seit 1975 im Ebers-
berger Jugendtreff punR ablaufen.
Wohl kaum eine andere Jugendgruppe im
Landkreis hat in den letzten 5 Jahren ein der-
art breitgelächertes Programm zur Freizeitge-
staltung der Jugend angeboten.
Besonders die Sozialdemokraten hatten sich
in der Kreisstadt all die Jahre für den Ju-
gendtretfpunK und dann-wennauch vergeb-
lich - zur Enichtung eines großen Jugend-
zentrums stark gemacht.
Dagegen hielt man sich bei der Arlceit inner-
halb der Jugendzentrumsbewegung immer an
den in der Satzung manifestierten Grundsatz,
wonach die Aöeit in einem Jugendzentrum
nicht parteipolitisch und konfessionell gebun-
den sein darf.
Grundgedanke einiger Jugendlicherwar 1 973
die Tatsache, daß Jugendliche in Ebersberg
zwar ein Angebot an Vereinsarbeit hatten,
jedoch lilrsonstige Freizeitgestaltung und fur
Jugendliche die sich nicht Vereinen anschlie-
ßen wollten, kein Angebot vorhanden war.

Sogleich u nterstützte der Kreisjugendring
Ebersberg die Initiative und vor allen Dingen
Kreisjugendpfleger Alfred Popp begrüßte die
AKion der Jugendlichen und bezeichnete sie
als,,pädagogisch sinnvoll und nützlich".Grund-
gedanke der aldiven Jugendlichen war dann,
den Jugendlichen im JugendtreffpunK einen
Freiraum anzubieten, in welchem eraKivseine
Freizeil gestalten kann. Und mit Erfolgl Die
AKionsgemeinschaft Jugendzentrum startet
ein Programm, das eine echte Alternative zum
Discotheken- und Wirtshausoasein vieler Ju-
gendliche darstellte. In einerselbsteingerich-
telen Teestube startete man ein Anti-Alkohol-
Programm, !,relches mit zahlreichen Teesorten,
Milch- und Fruchtsaft€etränken zum größten
Erlolg dea Jugendtretfpu nktes wurde.
Bei sonstigen Angeboten, wie die bereits ein-
gangs erwähnten Filmvorführungen und Mu-
siKesten war der nur 200 om umfassende
Jugendtrelf oft mit 100 und noch mehr Besu-
chern hotfnungslos überf[]llt, wie zuletzt bei
einem Poo-Konzert im Juli 79 mit 130 Besu-
chem.
Dartiberhinaus ist zu erwähnen, daß sich im
Laufe der Jahre eine rege Jugendgruppenar-
beit entwickelte. So gibt es heute eine Umwelt-
und Naturschutzgruppe neben einer Lehrlings-
und Schtllergruppe, eine Filmgruppe, eine
Spiel- und Sportgruppe, eine Theaterforma-
tion, sowie eine Teestuben- und eine Musik-
gruppe. Hier wird über aKuelle Robleme dis-
kutiert, gebastelt, werden Theaterstücke ein-
geprobt, zvlangloser Freizeitspod getrieben,
eine eigene Jugendtreffpunktszeitung ge-
schrieben und vleles mehr.
Alles sinnvolle Freizeittätigkeiten!
zur zeit sind ilber '100 Jugendliche aus Ebers-
berg Mitglieder des 1978 gegrtindeten Verein
Jugendzentrum Ebersberg e.V, sowie über
S0.Jugendliche Mitglieder der erwähnten
Jugendgruppen. Schade, daß gerade von Leu-
ten, die den JugentreffpunK noch nie gese-
hen haben. manchmal Vorurteile oroduziert
werden, die mit der Realität und der guten
Jug€ndaöeit im Jugendtreffpunkt nichts ge-
meinsam haben. So kommt es dann schon
einmal vor, daß am Stammtisch eines Gast-
hauses eine Geschichte erzählt wird, die be-
stenfalls als,,kleinbürgerliches Märchen" zu
bewerten ist.

lm Jugendtretf ist man stolz aut die Tatsache,
wonach wesentlich mehr Fruchtsäfte und Li-
monaden (1/2 Liter nur 50 Pfenniq) sowie Tee
getrunken wird, als nach den Bestimmungen
des Jugendschutzes Bier verkauft wird. Zu-
dem kann die Aktionsgruppe Jugendzentrum
Ebersberg mit Zufriedenheit auf statistisches
Material des Kreis.Jugendamtes hinweisen,
wonach in Ebersberg nach der Eröffnung des
Jugendtreffpunktes an der Floßmannstraße
die Rate derJugendkriminalität als ejnzige Ge-
meinde im ganzen Landkreis rückläufig wurde,

- und auch heute noch in einem positiven
Verhältnis zu anderen Gemeinden steht.
Viele Bürger sind dem Jugendtretf gegenüber
skeptisch, weil es sich seinerzeit um eine
lnitiative, der im Gegensalz zur Jungen Union
sehraKiven Ebersberger Jungsozialisten han-
delte. Die Jusos arbeiteten dann im Jugend-,
treffpunK selbstverständlich aktiv mit, jedoch
nicht als Parteipolitiker sondern als Jugend-
liche.
Oltmals lehlinterpretiert wurde auch die Absicht
der olfenen Jugendarbeit von seiten der Ver-
eine, obwohl führende AKive des Jugendtreff-
punKes auch im sonstigen Vereinsleben mit-
wirken. Betont werden muß auch, daß viele
Jugendliche, die beispielsweise unter derWo-
che im Sportverein trainieren, am Wochen-
ende geme eine Veranstaltung im Jugendtrefi-
punK besuchen. Dies entspricht genau dem
Prinzip deroffenen Jugendarlceit, wonach man
nicht in Konkurrenz zu Vereinen, sondern er-
gänzend zu deren Arbeit wirken will.
Die Ebersberger Sozialdemokraten jedenfalls
werden künftig durch den Ortsverein und die
StadtratsfraKion den Jugendtreffpunkt an der
Floßmannstraße weiter unterstfitzen und zu-
dem betonen, daB man Jugendarbeit sowohl
der Vereine, der Kirchen und die der AKions-
gemeinschalt Jugendzentrum e. V als gleich
wichtig einschätzt.
Denn das ist die Aufgabe der Gesellschafts-
politik und somit einer verantwortungsvollen
Kommunaloolitik. Dies umso mehr, als dasdie
Situation in Schule, Ausbildung und Berufs-
leben ftlr viele junge Menschen große Bela:
stungen mit sich bringt.

Für viele berufstätige Frauen ist die Freude
ein Kind zu bekommen, oftmals auch mit Pro-
blemen verbunden. Denn bald stellt sich die
Frage: Wie solles nach der Entbindung weiter-
gehen?

Die Familie steht dann vor der Entscheidung,
ob es sich die junge Mutter leisten kann, die
Plege ihres Kindes in den ersten Monaten sel-
ber zu übernehmen.

Bisher war dies nur möglich, wenn sie dazu
ihren bisherigen Arbeitsplatz, 8-12 Wochen
nach der Geburt, aufgab.

Mit dem neuen Mutterschutz4esetz ist seit
dem 1. Juli 79 allen berutstätigen Müttern die
Möglichkeit gegeben, den lvl utterschaftsur-
laub bis zu 6 Monaten nach derGeburt auszu-
dehnen und danach ihren alten ArbeitsDlatz
wieder einzunehmen.

In dieser Zeit genießt die Mutter Kündigur -
schutz und erhält ein monatliches Mut,-.-
schaftsgeld bis maximal DM 750,- von der
Kran ken kasse oder dem Bundesversiche-
rungsamt.

Anspruch auf das Mutterschaftsgeld haben
auch arbeitslose Mütter, die Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosenhilfe beziehen. Die Wieder-
herstellung der körperlichen Leistungsfähig-
keit einer jungen l\4utter ist sicher auch in
6 Monaten eherzu erreichen als in SWochen.

Dieseswird nicht zuletzt der gesamten Familie
zugute kommen. Nach einem omonatigen
Mutterschaftsurlaub wird die Entscheidung,
den Beruf wieder aufzunehmen oder nicht,
sicher leichter fallen.
Wir sozialdemokratische Frauen sind derMei-
nung, daß dies alles nurein Anlang sein kann,
denn die Tatsache, daß ein Kleinkind sehr
viel länger die Zuwendung und Betreuung der
lvlutter oder des Vaters braucht, bleibt be-
stehen.

AsF Ebersberg, Kontaktad ressen:
Annely PruB, Teleton 21745;
Magda Bauer, Telefon 2'1564;
Brunhild Mette, Teleton 21975.

Der CSU ist es nicht emst
mit der Jugendpolitik
Besonders der ländliche Raum hat
unter mangelnder Jugendförderung
zu leiden - Erhöhung der Mittel im
Landtags-Etat völlig unbefriedigend.

Die bayerische SPD spricht der CSU den
ernsthaften Willen ab, intensive Jugendlörde-
rung zu betreiben. Dies ergebe sich aus den
geringen Mitteln, die von der Staatsregierung
im Jugendetat eingesetzt worden seien. Ver-
wunderlich sei dies nicht, so SPD-Landtags-
abgeordneter Schmolcke, wenn man beob-
achte, wie die lilhrenden CSU-Politiker in je-
dem zweiten jungen Menschen einen poten-
tiellen Radikalen vermuten.

Eine Ausstattung dieses wichtigen Program-
mes mit nur 26 lvlillionen [4ark und vor allem
die nur geringfügige Anhe rung um drei lvlil-
lionen Mark im Nachtra. re shalt ist nach
Ansicht Schmolckes - :nessen an den

vielen Versprechungen de-r CSU - ,,völlig un-
befriedigend". DerAbgeordnete:,,Sie ha[sich
einfach aus ihrer Verantwortlichkeit gestoh-
len-.

Besonders erschreckend sind nach Ansicht
Schmolckes die erheblichen Unterschiede in
der finanziellen Jugendbezuschussung zwi-
schen den Ballungsgebieten und dem länd-
lichen Raum. Während die Bezuschussung in
der Landeshauptstadt durch die langjährige
Arbeit der SPD bereits ein sehr hohes Niveau
erreicht habe, fehle es gerade in struKur-
schwachen Gebieten noch an den ersten
Grundlagen.

Diese ungünstige Entwicklung und Benachtei-
ligung der ländlichen Bereiche sei stets durch
die Jugendpolitik der Staatsregierung geför-
dert worden. stellt SPD-NldL Schmolcke fest.
Es bestehe also zu Recht die Forderung des
BAYERISCHEN JUGENDRINGS nach verstärk-
ten Investitionen in Problemgebieten.



SPD-Ortsverein Ebersberg d iskutiert
Auf ihrer letzten Mitgliedsversammlung am 6. Juli 79 befaßten sich die Ebers-
berger Sozialdemokraten mit der gesetzlichen Neuregelung des Rechts der
elterlichen Sorge. SPD-Kreisvorsitzender Friedhelm Haenisch wurde an die-
sem Abend von Ortsvereinvorsitzenden Ewald Schurer als Referent begrüßt.

Zu Beginn seinerAuslührung zitierte der Rele-
rent aus dem Godesberger Programm von
1959 - ,,Staat und Gesellscha{t haben die Fa-
milie zu schützen, zu lördern und zu stärken.
In der materiellen Sicherung der Familie liegt
die Anerkennung ihrer ideellen Werte". Ehe und
Familie sind f ilr Sozialdemokraten erstrebens-
werte Formen menschlichen Zusammenle-
bens, kommentierte Haenisch das Godesber-
ger Programm. Dies hatjedoch nichts mit dem
Bild der ,,ldylle des Großbtirgertums" zu tun,
welches die UnionsDarteien bffensichtlich
noch heute pflegen. Der Referent bezeichnete
viele Familien in ihrer StruKur als inhomogen
und gab zu bedenken, daß manche Familie
in ihrem Bestand gefährdet sei. Gründe hier-
filr seien oftmals Schwierigkeiten in der Part-
nerbeziehung, berufliche Problemfelder und
daraus resultierende Schwierigkeiten im Er-
ziehungsprozeß der Kinder im Elternhaus, in

€chule und Ausbildung. Daß die SPD mit ihrem

Bürgeörief der SPD-Bundestags-
fraktion

Liebe Mitbürgerinnen,
Liebe Mitbürger,
die soziaFliberale Koalition in Bonn hatwieder
ftlr Sie wichtige neue Gesetze durchgesetzt.
Einige davon treten jetzt in Kraft:

O Das Kindergeld für zweite Kinder wird ab
'1. Juli um DM 20,- aut DNI 100,- erhÖht.
Für dritte Kinder beträgt es jetzt Dtv'l 200,-.
Dadurch werden viele Familien finanziell
entlastet.

aFür berufstätige Mittter gibt es jetzt 6 Mo-
nate M utterschaftsu rlau b. In dieser Zeit wird
ein Einkommensausgleich (,,Mutterschafts-
geld") bis zu netto DM 750,- gezahlt. Der
Staat übernimmt auch die Beiträge für die
Kmnken- und Sozialversicherung. 2 N4onate

,.-Jänger - nämlich 8 Monate - gilt jetzt der
(tindigunsschutz. Das Gesetz gilt auch für

Arbeitnehmerinnen, die seit dem 5. Mai d. J.

neuen Gesetz die Familie zerstören will, wie
dies gerade die ezkonservative CSU behaup-
tet, bezeichnete der SPD-Kreisvorsitzende als
,,große soziale Lüge der Union". Tatsache sei
vielmehr, daß die Sozialdemokraten mit die-
sem Gesetz die Stellung des Kindes innerhalb
der Familie durch nachhaltigen Schutz ge-
stärK haben. Die Neuregelung bekrättigt, daß
Erziehungsverantwortung und -Entscheidung
bei den Eltern verbleiben, bis das Kind voll-
iähriq ist. Neu ist dabei. daß Eltern und Kinder-einaiderzu 

Rücksichtund Beistandverpflich-
tet sind (S 1618a BGB) und entwürdigende
Eziehungsmaßnahmen kilnftig unzulässig
sind (S 1631 Abs. 2 BGB). Das neue Recht
wahrt die elterlichq Eziehungsautonomie. Die
Eziehung hat demwohl desKindeszu dienen.
Nur wenn dieses verletä wird, muB der Staat
gemäß S 6 des Grundgesetzes im Auftrag der
staatlichen Gemeinschaft die Schutlunktion
ftlr das Kind übemehmen.

ein Kind zur Welt gebracht haben. Weitere
Informationen geben die Krankenkassen.

a Ab 1. Juliwerden arbeitsrechtliche Gerichts-
verfahren beschleunigt. Arbeitsrechtliche
Streitigkeiten wie z. B. Kündigungsschutz-
verfahren, die nach geltendem Rechtszu-
stand 4 Jahre und länger dauern können,
werden jetzt erheblich schneller durchge-
zogen.

a Schwerbehinderte können ab 1. OKober
mit dem ötfentlichen Nahverkehr und allen
Nahverkehrsztlgen der Deutschen Bundes-
bahn im Umkreis von 50 km vom wohnort
frei lahren. Diese Regelung gilt auch tür
Begleitpersonen, wenn die Notwendigkeit
der Begleitung im Schweöehindertenaus-.
weis vermerK ist. Der entsprechende Aus-
weis kann im zuständigen Versorgungsamt
beantragt werden.

Auch in schwierigen Zeiten setzen Sozialde-
mokraten sozialen Fortschritt durch.

Aus dem Stadtrat
Gegen die Stimmen der SPD wurden
Wohnungen verkauft
Verkauf des städtischen Anwesens
an der Lehrer-Schwab4asse.
Die Stadt Ebersberg veräußerte ohne
jegliche Notwendigkeit das Grund-
stück an der Lehrer-Schwab4asse
Nr. 6, das sogenannte ,,Armenhaus".
Angesichts der Tatsache, daß in
Ebersberg Sozialwohnungen fehlen,
war die SPD-Stadtratsfraktion der
Meinung, man müsse Sozialwoh:
nungen in iedem Falle erhalten und
fördern. Die Stadt hat sich durch die-
se Entscheidung aus der Verantwor-
tung als Sozialbehörde gestohlen.
Denn Tatsache ist, daß in Ebersberg
ein echter Notstand an Sozial-
wohnungen gegeben ist; allein der
Stadtverwaltung liegen ca. 70 Anträge
auf Sozialwohnungen vor.

cccccccccccccc
Anbag der SPD für sozialen Woh-
nungsbau.
Sozialen Wohnungsbau beantragte
die SPD-FraKion im Rathaus bereits
im Jahre 1978. Die Gemeinnützige
Wohnungsbaugenossenschaft für
den Landkreis Ebersberg bot sich an,
derartige Sozialwohnungen zu erstel-
len, wenn die Stadt Ebersberg ein ent-
sprechendes Gelände zur Verfügung
stellt. Dem Antrag wurde der Vor-
schlag beigefügt, hierfür das Grund-
stück des alten Kolpingsheimes an
der BaldestraBe zu verwenden.

cccccccccccccc
SPD gegen Bauhofverlegung.
Der Verkauf des Sozialhauses wurde
von der Csu-Mehrheit des Stadtra-
tesdamit begründet, daB man mitdem
Erlös aus dem Verkauf Grund im Ge-
werbepark kaufen könne, um den
städtischen Bauhof in das Gewerbe-
gebiet verlagern zu können. Auch
hiergegen wendet sich die sozialde-
mokratische Opposition im Rathaus.
Denn, ganz abgesehen von kosten-
mäßigen Uberlegungen, wie längere
Wegstrecken, erhöhte Transportko-
sten, unumgängliche Mehrbeschäft i-
gung städtischen Personals, ist die
SPD der Meinung, daB die Dienstlei-
stungen eines Bauhofes innerstäd-
tisch und für den Bürger nah eneich-
bar sein müssen. Der Bauhof hat für
die Bürger der Stadt die Funktion
eines zusammengelaßten und vielfäl-
tigen Gewerbebetriebes wahrzuneh-
men und muß daher im Ort bleiben!

cccccccccccccc

-Y{r.

Erinnem Sie sich noch an die erste Ausgabe der Ebersberger Umschau? Wir berichteten
über die Umgehungsstraße der Kreisstadt und stellten die Forderung, daß der Voglberg
in jedem Fall erhalten werden muß.



Die ,,zehn Gebote" zum
Jahr des Kindes"

Die AKion ,,Humane
Schule Bayern" hat El-
tern, Lehrer und Verbän-
de auf die zehn Gebote
zum Jahr des Kindes hin-
gewiesen. Die von dem
Erzieh u n gsw issenschaft -
ler L. Froese verfaßten
Gebote wurden der
UNESCO zugeleitet. Sie
lauten:

1. Du sollst ein Kind als das höchste
Gut ansehen.

2. Du sollst ein Kind nicht zum Bild
deiner selbst machen.

3. Du sollst Kindern zur seelischen
und körperlichen Entfaltung mehr
Freizeit gewähren.

4. Du sollst die Persönlichkeit eines
Kindes achten.

5. Du sollst gegen Kinder nicht mit
Gewalt vorgehen.

6. Du sollst das Vertrauen eines
Kindes nicht zerstören.

7. Du sollst Kinder vor dem :.d be-
wanren.

8. Du sollst Kinder nicht zur Lüge
verleiten.

9. Du sollst die Bedürfnisse eines
Kindes anerkennen.

10. Du sollst den Kindern ihr eigenes
Recht geben.

(Die ausführlichere Darstellung der
10 Gebote senden wir lhnen auf An-
frage gerne zu.)

Was wird bei uns für die
Kinder getan?
Nicht nur zum Jahr des Kindes solF
ten wir uns die Frage stellen, wie gut
oder schlecht leben Kinder in unse-
rer Gemeinde. Aus dem Blickwinkel
des Envachsenen kann diese Frage
sicher nicht erschöpfend beantwor-
tet werden. Deshalb sollten wir un-
sere jungen ,,Mitbürgef' mit mehr
Verständnis und Wohlwollen be-
trachten. Wir werden dadurch ihre
Wünsche und Forderungen besser
Kennenternen.
Die änstehende Frage läßt sich sicher
im Bereich des Bildungs-, Freizeit-
und Sicherheitsangebotes am klar-
sten beurteilen. Hierbei gelten reelle
Größen wie Zahl und Ausstattung
der Spielplätze, Größe von Klassen
und Gruppen und gefahrlose Ver-
kehrswege.

We sieht das Angebot in
der Stadt Ebersberg aus?
Positiv zu bewerten sind die zahlreichen lniti-
ativen in der Jugend- und Klnderarbeit von
Seiten der Vereine, der kirchlichen Jugendar-
beit sowie die Initiativen Abenteuerspielplatz
und Jugendzentrum, welche heute ebenfalls
als Vereine tätig sind

Wie aber sehen die Leistungen der Kommune
für die Kinder aus?

lm Jahr des Kindes sollte die Stadt schnell-
stens Ersatz lür das jetzige Spielgelände des
Abenteuerspielplatzes schaflen, welches we-
gen einer Baumaßnahme künftig nicht mehr
zur Verfügung stehen wird.

Auffällig ist das Versäumnis der Stadtverwal-
tung in Ebersberg Nord-West, wo seit der Be-
bauung des alten Spielplatzes noch immer
kein neuer Kinder€pielplatz geschaffen wur-
de. Hier wird es jetzt wirklich höchste Zeit,
daß endlich etwas geschieht.

. Wie sich die mittleMeile berühmt-berüchtigte
Situation aut dem Gelände des ehemaligen
lvlädchenschulhauses entwickelt, scheint au-
genblicklich etwas unklar. Die SPD wollte sei-
nezeit Jugendzentrum und Spielplatz neben-
einander. Will die Stadt nun einen Kinderhort
bauen, so muß ernsthaft der Bedarl und zwei-
tens geprüft werden, ob dies zu Lasten des
vormals groß propagierten öffentlichen Kin-
derspielplatzes im Stadtgebiet geht. Es bleibt
nur zu hoflen, daß die für die Kinder beste
Entscheidung getroffen wird. Die Ebersberger
SPD wird hier mit konstruktiver Kritik mitwL-\
Ken.

In jedem Falle erscheint die Errichtung eines
öffentlichen Kinderspielplatzes in der Stadt-
mitte notwendig und zudem steht die konser-
vative Mehrheit des Städtrates diesbezüglich
im Wort. Und unserVorschlag Tiefgarage steht
hier den Interessen der Kinder keinesfalls im
Weg. (siehe Titel-Artikel)

Die Schulwegsicherheit unserer Kinder sollte
weiter verbessert werden, was an manchen
PunKen durch den vermehrten Einsatz von
Schülerlotsen erreicht werden könnte.

Der kommunaloolitische Ausschuß und die
StadtratsfraKioh derSPD werden sich mit den
anqesDrochenen PunKen noch solange be-
tasleri. bis sie zur Zufriedenheit gelöst sind.
lm lnteresse der Kinder und der Jugendl

mpressLh Ebersbergef umschau Berausgeber Sp,,\-
tDe.sberg. Verantwo rch Eward Sch!fer R chardrs!
1 .. 8017 EbersberQ: Ofuck Otiserdrlck ECK: K rche.
weg 5.80lr K rchseeon

W'llyBrondi',,DieRückbeeinnung zer$,dolJverleum-
dunoen den Kompf um mehr Freiheit, Gerechtigkeil
undFortschrittnrchl oufholten können."

Fortsetzung uon Seite 1

Nach unserer Meinung wäre es für die Ebers-
berger Bevölkerung fatal, wenn die gutgemein-
ten und durchaus realisierbaren Uberlegun-
gen nur deshalb zerschlagen würden, weil
die konservative Mehrheit SPD-Vorschläge
größeren Ausmaßes grundsätzlich ablehnt.

DeTSPD kommt es nicht daraufan, auf rgend-
welche Urheberrechte zu pochen, sondern
einzig und allein den Wohnwert der anliegen-
den Bürger zu verbessern und die Positionen
der Konsumenten sowie der einheimischen
Geschäftswelt zu stärken.


